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INSERAT

■ Reflexartig empörten sich

deutsche SPD- und Grünen-Po-

litiker am Wochenende über

ein Rechtshilfegesuch aus der

Schweiz. Die Bundesanwalt-

schaft hatte dieses gestellt,

weil sie den eindeutigen Ver-

dacht hat, dass deutsche Steu-

erfahnder nicht nur gestohlene

Bankdaten gekauft, sondern

den Diebstahl sogar veranlasst

haben. «Ein Einschüchterungs-

versuch!», hiess es sofort aus

dem Norden. Der ehemalige

SPD-Finanzminister Peer Stein-

brück – hierzulande als Kaval-

lerist ja bestens bekannt – pol-

terte in seiner gewohnten Art,

die Schweiz habe wohl Ursa-

che und Wirkung verwechselt.

Die Kriminellen seien die Steu-

erbetrüger und Schweizer Ban-

ken, nicht die Steuerfahnder.

Angesichts des deutschen Un-

vermögens oder Unwillens,

rechtsstaatliche Grundsätze

anderer Staaten zur Kenntnis

zu nehmen, kann man bei sol-

chen Parolen nur noch müde

abwinken. Zu durchsichtig ist

das Kalkül: Es herrscht Wahl-

kampf.

Die Schweiz kann ruhig Blut be-

wahren – das Steuerabkommen

mit Deutschland wird dadurch

nicht gefährdet. Verhandelt

wird nicht mit der SPD, sondern

mit der CDU-Regierung. Finanz-

minister Wolfgang Schäuble

weiss, dass die wirtschaftlichen

Probleme der Bundesländer

nach den Wahlen im Mai im-

mer noch gleich gross sein wer-

den – und sie auch dann noch

Geld brauchen. Daher: Lasst die

Deutschen toben – die beruhi-

gen sich auch wieder.
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Die Deutschen

sollen toben
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Nach den diesjährigen Regierungs-
ratswahlen im Waadtland bleibt die
Exekutive links-grün dominiert,
weist aber zum ersten Mal eine Frau-
enmehrheit auf. Die Stimmbeteili-
gung betrug 35,62 Prozent.

Frauen auf den Podestplätzen
Mit dem besten Resultat von 53,08

Prozent der Stimmen (74 438) wurde
Nuria Gorrite (SP), die Stadtpräsiden-
tin von Morges, neu gewählt. Auf
dem zweiten Rang folgt Regierungs-
rätin Béatrice Métraux mit 52,29 Pro-
zent (73 325). Die 56-jährige Grüne
war erst im letzten Dezember bei der
Ersatzwahl für den verstorbenen
Jean-Claude Mermoud (SVP) in die
Exekutive gewählt worden. Regie-
rungsrätin Anne-Catherine Lyon (SP)
landete mit 50,04 Prozent der Stim-
men (70 165) auf dem dritten Platz.
Die 48-Jährige wurde bereits zum
zweiten Mal in ihrem Amt bestätigt.

Nicht gewählt ist der Waadtländer
SVP-Generalsekretär Claude-Alain
Voiblet. Das Scheitern Voiblets zeigt
einmal mehr, dass die SVP mit Kandi-
daten, die dem Zürcher Flügel nahe
stehen, bei Personenwahlen Mühe
hat. Mit der neuen Regierung hat die
Waadt zum ersten Mal eine weiblich

dominierte Exekutive – als einziger
Kanton in der Schweiz.

Links-grüne Regierungsmehrheit
Am Sonntag wurde zudem die seit

den Ersatzwahlen im Dezember be-
stehende links-grüne Mehrheit in der
Regierung für die kommende Legisla-
tur bestätigt. Damit bleibt die Waadt
in der Westschweiz aktuell der einzi-
ge Kanton, der eine mehrheitlich
links-grüne Regierung aufweist; in
der Deutschschweiz sind es die Kan-
tone Basel-Stadt sowie Bern.

Mit der neuen Legislatur stellt sich
ausserdem die Frage nach dem Regie-
rungspräsidium: Zurzeit hat mit Pas-
cal Broulis ein Freisinniger dieses
Amt inne. Ob die Linke nun An-

spruch auf das Präsidium stellt, woll-
te SP-Regierungsrat Pierre-Yves Mail-
lard nicht sagen. Hingegen steht die
links-grüne Regierung einem bürger-
lich dominierten Parlament gegen-
über. Diese Konstellation erfordere
mehr Fingerspitzengefühl von der
Regierung, sagte René Knüsel bereits
früher zur Nachrichtenagentur SDA.
Die neue Waadtländer Regierung, die
ihre Arbeit am 1. Juli aufnehmen
wird, setzt sich neu wie folgt zusam-
men: Aus den bisherigen Regierungs-
räten Pascal Broulis (FDP), Jacqueline
de Quattro (FDP), Philippe Leuba
(LDP), Pierre-Yves Maillard (SP), An-
ne-Catherine Lyon (SP), Béatrice Mé-
traux (Grüne) sowie der neu gewähl-
ten Nuria Gorrite (SP).

Frauen regieren das Waadtland
Erfolgreich Alle drei Frauen der
links-grünen Allianz sind ges-
tern Sonntag im zweiten Wahl-
gang in die Waadtländer
Kantonsregierung gewählt
worden.

VON BARBARA STÄBLER (SDA)

Die Frauen der Waadtländer Kantonsregierung: Jacqueline de Quattro,
Anne-Catherine Lyon, Nuria Gorrite und Béatrice Métraux (v. l.). KEYSTONE

Alt Bundesrätin Micheline Calmy-Rey
würde vor der Immunitätskommissi-
on aussagen, wie sie gestern gegen-
über der Zeitung «Der Sonntag» sag-
te. Die Kommission muss entschei-
den, ob die parlamentarische Immu-
nität von SVP-Nationalrat Christoph
Blocher für ein Strafverfahren aufge-
hoben wird. Calmy-Rey kommt ins
Spiel, weil Blocher sich mit Informa-
tionen über heikle Devisentransakti-
onen des damaligen Nationalbank-
präsidenten Philipp Hildebrand an
sie gewandt hatte.

Unterdessen gerät Blocher selbst
zunehmend unter Druck. Valentin
Landmann, Anwalt des Thurgauer
SVP-Politikers Hermann Lei, sagte ge-
genüber der «SonntagsZeitung», dass
Blocher Lei angestiftet habe, die In-
formationen über Hildebrand an die
«Weltwoche» zu geben. Die Veröf-
fentlichung der «Weltwoche» hatte
zum Rücktritt Hildebrands geführt.
Gegen Lei wird in diesem Zusammen-
hang ebenfalls ermittelt. (SER)

Blocher erneut
schwer belastet

FDP Sechs Bewerber für

das Vizepräsidium
Von den Bisherigen kandidieren
die Waadtländer Nationalrätin
Isabelle Moret und der Schwy-
zer Kantonalparteipräsident Vin-
cenzo Pedrazzini für einen Sitz
im Vizepräsidium. Zur Wahl
stellen sich zudem der Genfer
Nationalrat Christian Lüscher,
der Berner Nationalrat Christian
Wasserfallen, die Bürgermeiste-
rin Carla Speziali von Locarno
und die Zürcher Kantonsrätin
und Präsidentin der FDP-Frau-
en, Carmen Walker Späh. Die
Findungskommission wird die
Kandidierenden in den nächs-
ten Wochen anhören. Die Wahl
erfolgt durch die Delegierten
am 21. April. Bereits fest steht
der Aargauer Nationalrat Phi-
lipp Müller als Kandidat für das
Amt des Parteipräsidenten. (SDA)

Nachrichten

In Deutschland wirft das Rechtshilfe-
gesuch der Bundesanwaltschaft hohe
Wellen. Von einem Skandal war am
Wochenende die Rede; Exponenten
von SPD und Grünen, welche die
Haftbefehle für Finanzbeamte des
Bundeslands Nordrhein-Westfalen
publik gemacht hatten, sprachen von
einem «Einschüchterungsversuch»
seitens der Schweiz.

Bern bewahrt zumindest gegen
aussen einen kühlen Kopf. Das
Rechtshilfegesuch sei zufällig zum
jetzigen Zeitpunkt eingereicht wor-
den und stehe in keiner Verbindung
zum Steuerstreit mit dem nördlichen
Nachbarn, hiess es aus der Verwal-
tung. Im Eidgenössischen Finanzde-
partement verbucht man die Empö-
rung der Deutschen als Wahlkampf-
getöse, das sich in den nächsten Wo-
chen noch verstärken werde. Den-
noch bleibt man zuversichtlich, dass
das Steuerabkommen wie geplant in
Kraft tritt: Zum einen seien sich die
von SPD und Grünen regierten Bun-
desländer nicht so einig, wie es mo-
mentan den Anschein erwecke. Zum
anderen würde das nachverhandelte
Abkommen auch das Schweizer Par-
lament überzeugen.

Harter Kampf steht bevor
In diesem Punkt deutet sich jedoch

ein harter Kampf für Finanzministe-
rin Eveline Widmer-Schlumpf an.
Über das Wochenende hatten sich Po-
litiker aller Couleur kritisch zum Ab-
kommen und zur Abgeltungssteuer
geäussert. Selbst Martin Landolt, desi-
gnierter BDP-Präsident, hat wachsen-
de Ungeduld signalisiert und gegen-
über der Zeitung «Der Sonntag» ge-
sagt: «Wir müssen nicht zu Kreuze
kriechen.» Wenn Deutschland nicht
einlenke, solle der Bundesrat das Ab-
kommen in den Papierkorb werfen.

Als Schuss in den Rücken seiner
BDP-Bundesrätin Widmer-Schlumpf
will Landolt das nicht verstanden
wissen. «Die Unterstützung für das

Konzept der Abgeltungssteuer brö-
ckelt nicht», sagte er auf Anfrage. Al-
lerdings dürfe das Abkommen in-
haltlich nicht «überstrapaziert» wer-
den. «Wenn man dem Vertrag an-
sieht, dass er zwischen zwei Regie-
rungen verhandelt wurde – und
nicht etwa auf Druck der deutschen

Opposition –, hat er gute Chancen
im Parlament», so Landolt. Das Vor-
gehen der Bundesanwaltschaft be-
grüsst er: «Es ist gut, dass die
Schweiz gezeigt hat, dass sie sich
nicht alles bieten lässt.» Auch der
künftige FDP-Präsident Philipp Mül-
ler will das Abkommen immer noch
«wohlwollend prüfen». Die Abgel-

tungssteuer sei aber nicht von exis-
tenzieller Bedeutung für die
Schweiz, so der Aargauer National-
rat. «Wir können uns auch an den
Standard der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung halten. Allerdings ist
dann eine allgemeine Legalisierung
der unversteuerten Vermögen mit
hohen Erträgen für den deutschen
Fiskus nicht möglich.»

Uneinigkeit in der SVP
Überraschend war die Ankündi-

gung von SVP-Präsident Toni Brun-
ner in der «Südostschweiz am Sonn-
tag»: Man solle das Abkommen
schnell unter Dach und Fach brin-
gen. Der Zürcher SVP-Nationalrat
und Finanzexperte Hans Kaufmann
hingegen bleibt bei seiner Einschät-
zung: «Es ist ein schlechtes Abkom-
men. Es würde mich wundern,
wenn wir uns dafür ins Zeug legen
würden.» Kommentar rechts
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Haftbefehl Bundesbern sieht das Steuerabkommen nicht gefährdet

Deutsches Wahlkampfgetöse

«Wir müssen nicht zu

Kreuze kriechen.»
Martin Landolt,
designierter BDP-Präsident

Auch der designierte BDP-Präsident Martin Landolt signalisiert in Bezug
auf das Steuerabkommen wachsende Ungeduld. KEYSTONE


